Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3437 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Schneider (Nürnberg), Dr. Jaeger, 
Geisenhofer, Dr. Jobst, Biehle, Niegel und Genossen 


betr. Schutz des Verbrauchers vor Allgemeinen Ge- 
schäftsbedingungen 


Wer heute Waren erwirbt oder Dienstleistungen in Anspruch 
nimmt, muß sich in aller Regel den von dem Unternehmer oder 
seinem Verband einseitig aufgestellten Allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen unterwerfen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob 
er es will oder nicht. Durch diese Allgemeinen Geschäftsbedin- 
gungen werden häufig alle durch Vertrag abänderbaren gesetz- 
lichen Vorschriften, die das Risiko von Störungen in der Ver- 
tragserfüllung auf beide Partner gerecht verteilen, einseitig 
zu Lasten des Kunden abgeändert. Dieser kann selbst dann, 
wenn ihm dies bewußt wird, im Regelfall keine von den Allge- 
meinen Geschäftsbedingungen abweichende Vereinbarung 
erreichen, weil der Unternehmer nur bereit ist, zu den von 
ihm festgelegten Bedingungen abzuschließen. Die einzige Hilfe, 
die dem Kunden derzeit zuteil wird, ist die Inhaltskontrolle 
von Allgemeinen Geschäftsbedingungen durch die Gerichte, 
die aber keinesfalls ausreicht, weil sie nur wenigen zuteil wird 
und zudem nach unsicheren, weil gesetzlich nicht festgelegten 
Maßstäben erfolgt. 

Durch die einseitige Inanspruchnahme der Vertragsfreiheit 
sind bei der Verwendung von Allgemeinen Geschäftsbedingun- 
gen Mißstände entstanden, vor denen der Gesetzgeber die 
Augen nicht weiter verschließen darf. Allerdings dürfen bei den 
wünschenswerten Bestrebungen, den Bürger wirksam vor Miß- 
bräuchen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen zu schützen, 
nicht die Grundsätze der Vertragsfreiheit in Frage gestellt 
und die berechtigten Interessen der Aufsteller von Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen übersehen werden. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Rechtsstellung des 
Verbrauchers im Zusammenhang mit Allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen? 
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2. Ist die Bundesregierung bereit, alsbald vorbereitende Ar- 
beiten für gesetzgeberische Maßnahmen zur Verbesserung 
der Rechtsstellung des Verbrauchers aufzunehmen? 

3. Welche gesetzgeberischen Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, um das rechtspolitisch dringend gebotene Ziel 
eines verbesserten Verbraucherschutzes vor Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen zu erreichen? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der Vielschich- 
tigkeit der in diesem Zusammenhang aufgeworfenen wirt- 
Schafts- und rechtspolitischen Fragen und des offensicht- 
lichen Fehlens von Patentlösungen die Prüfung des Gesamt- 
komplexes zunächst einer Sachverständigenkommission zu 
übertragen? 
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